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Hinweis: 

Den nachfolgenden Bestätigungsvermerk haben wir, unter Beachtung der gesetzlichen und 

berufsständischen Bestimmungen, nach Maßgabe der in der Anlage „Auftragsbedingungen, 

Haftung und Verwendungsvorbehalt“ beschriebenen Bedingungen erteilt. 

Falls das vorliegende Dokument in elektronischer Fassung für Zwecke der Offenlegung 

gemäß § 325 HGB verwendet wird, sind für diesen Zweck daraus nur die Dateien zur 

Rechnungslegung und im Falle gesetzlicher Prüfungspflicht der Bestätigungsvermerk resp. 

der diesbezüglich erteilte Vermerk bestimmt. 

 

 

 

 

 

 

 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers  

An die KEB Hana Bank (D) Aktiengesellschaft 



Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der KEB Hana Bank (D) Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main – 

bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 sowie dem Anhang, einschließlich der 

Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den 

Lagebericht der KEB Hana Bank (D) Aktiengesellschaft, Frankfurt am Main, für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 

Institute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 

sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 

und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 

Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 

Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 

Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

  



Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 

HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung (Nr. 537/2014; im Folgenden "EU-APrVO") unter 

Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 

und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. 

Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den europarechtlichen sowie 

den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 

deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Darüber hinaus 

erklären wir gemäß Artikel 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-APrVO, dass wir keine verbotenen 

Nichtprüfungsleistungen nach Artikel 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben. Wir sind der Auffassung, dass 

die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Jahresabschlusses 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem pflichtgemäßen 

Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 waren. Diese Sachverhalte wurden im Zusammenhang mit 

unserer Prüfung des Jahresabschlusses als Ganzem und bei der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu 

berücksichtigt; wir geben kein gesondertes Prüfungsurteil zu diesen Sachverhalten ab. 

  



Nachfolgend beschreiben wir die aus unserer Sicht besonders wichtigen Prüfungssachverhalte: 

Identifikation wertgeminderter Forderungen an Kunden aus dem Firmenkunden-

Kreditportfolio 

Gründe für die Bestimmung als besonders wichtiger Prüfungssachverhalt 

Die Identifikation von wertgeminderten Forderungen an Firmenkunden ist mit Unsicherheiten 

verbunden. Der Identifikationsprozess beinhaltet verschiedene Annahmen und Einflussfaktoren. Dabei 

eröffnen sich Spielräume für individuelles Ermessen und Schätzungen. Um zukünftige 

Zahlungseingänge abschätzen zu können, müssen die wirtschaftlichen Verhältnisse der Kunden sowie 

die gestellten Sicherheiten bewertet werden. Diese Ermessensentscheidungen haben einen 

erheblichen Einfluss auf die Notwendigkeit, Rückstellungen für Risiken zu bilden. 

Angesichts des Geschäftsmodells der KEB Hana Bank (D) Aktiengesellschaft, das sich auf das 

Firmenkundenkreditportfolio konzentriert und einen wesentlichen Teil der Bankaktiva ausmacht, 

haben wir die Identifikation wertgeminderter Forderungen an Kunden aus dem 

Firmenkundenkreditportfolio als besonders wichtigen Prüfungsbereich identifiziert. 

Prüferisches Vorgehen 

Wir haben die Effektivität der im Prozess implementierten Kontrollen zur Identifikation 

wertgeminderter Forderungen an Kunden bewertet. Zusätzlich haben wir aussagebezogene 

Prüfungshandlungen vorgenommen und im Rahmen einer Einzelfallprüfung der Kreditvergaben in 

unserer Stichprobe überprüft, ob ein Bedarf für eine Wertminderung besteht. Dabei haben wir 

hauptsächlich die finanzielle Lage der Kreditnehmer anhand veröffentlichter Finanzinformationen 

analysiert und die Werthaltigkeit der gestellten Sicherheiten, die überwiegend in Form von Garantien 

vorlagen, untersucht. Die Stichprobe wurde insbesondere aufgrund der Höhe der Kreditnutzung, des 

internen Ratings der Sicherungsgeber und der Branchenzugehörigkeit der Kreditnehmer ausgewählt. 

Aus unseren Prüfungshandlungen haben sich hinsichtlich der Identifikation wertgeminderter 

Forderungen an Kunden aus dem Firmenkundenkreditportfolio keine Einwendungen ergeben. 

Verweis auf zugehörige Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 

Angaben zur Bewertung der Forderungen an Kunden sind in Abschnitt 2. "Rechnungslegungs- und 

Bewertungsgrundsätze" des Anhangs enthalten. Der Lagebericht enthält in Abschnitt 6. "Prognose-, 

Chancen- und Risikobericht" unter "Adressenausfallrisiken" Angaben zur Identifikation 

wertgeminderten Forderungen an Kunden. 



Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss 

und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 

deutschen, für Institute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen 

entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 

verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 

Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von 

dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder 

Irrtümern ist.  

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 

Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 

haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, 

auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.  

  



Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 

insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 

Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 

entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 

die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 

notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den 

anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen und um ausreichende geeignete 

Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 

Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts  

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 

frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, 

und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 

in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 

Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 

und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 

erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.  

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der vom Institut der 

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 

durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 

können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, 

wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 

Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 

von Adressaten beeinflussen. 

  



Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 

Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen 

und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 

Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 

Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche 

falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern 

resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose 

Handlungen kollusives bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 

Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 

bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können; 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 

internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 

Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 

angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 

der Gesellschaft abzugeben; 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 

dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben; 

  



• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 

im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 

Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls 

wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 

im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 

aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 

Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 

zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 

oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre 

Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann; 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 

Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt; 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 

Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens; 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 

zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 

Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 

von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 

beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 

Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 

liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 

künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.  

  



Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 

und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 

Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Verantwortlichen eine Erklärung ab, dass wir die 

relevanten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und erörtern mit ihnen alle 

Beziehungen und sonstigen Sachverhalte, von denen vernünftigerweise angenommen werden kann, 

dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit auswirken, und die hierzu getroffenen Schutzmaßnahmen.  

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für die Überwachung Verantwortlichen 

erörtert haben, diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des Jahresabschlusses für den aktuellen 

Berichtszeitraum am bedeutsamsten waren und daher die besonders wichtigen Prüfungssachverhalte 

sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder andere 

Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe des Sachverhalts aus. 

  



Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO  

Wir wurden von der Hauptversammlung am 10. Juni 2022 als Abschlussprüfer gewählt. Wir wurden 

am 16. September 2022 vom Aufsichtsrat beauftragt. Wir sind ununterbrochen seit dem Geschäftsjahr 

2017 als Abschlussprüfer der KEB Hana Bank (D) Aktiengesellschaft tätig.  

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile mit dem 

zusätzlichen Bericht an den Prüfungsausschuss nach Artikel 11 EU-APrVO (Prüfungsbericht) in Einklang 

stehen.  

Verantwortlicher Wirtschaftsprüfer  

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Herr Matthias Koch. 

Eschborn/Frankfurt am Main, 26. Juni 2023 

Ernst & Young GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

 

 

 

Koch Fernholz 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 

 

 

 

 



Anlage 1

Jahresbilanz zum 31. Dezember 2022 der KEB Hana Bank (D) Aktiengesellschaft, Frankfurt/Main Anlage 1a

Aktivseite Passivseite

EUR EUR EUR EUR Vorjahr TEUR EUR EUR EUR Vorjahr TEUR

1. Barreserve 1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

a) Kassenbestand 0,00 1 a) täglich fällig 65.055.117,90 104.061

b) Guthaben bei Zentralnotenbanken 187.854.958,31 126.897 b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 191.467.522,09 256.522.639,99 194.432

darunter: bei der Deutschen Bundesbank 187.854.958,31 0 2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden

c) Guthaben bei Postgiroämtern 0,00 187.854.958,31 126.898 a) andere Verbindlichkeiten

2. Forderungen an Kreditinstitute aa) täglich fällig 252.790.979,90 185.299

a) täglich fällig 3.273.945,93 9.027 ab) mit vereinbarter Laufzeit oder 

b) andere Forderungen 17.808.120,29 21.082.066,22 23.947       Kündigungsfrist 188.745.025,50 441.536.005,40 441.536.005,40 258.476

3. Forderungen an Kunden 322.199.556,93 309.902 3. Sonstige Verbindlichkeiten 125.155,10 75

4. Schuldverschreibungen und andere 4. Rechnungsabgrenzungsposten 73.239,26 133

festverzinsliche Wertpapiere

a) Anleihen und Schuldverschreibungen 5. Rückstellungen

aa) von öffentlichen Emittenten 54.978.688,84 55.602

        darunter: beleihbar bei der 

        Deutschen Bundesbank 54.978.688,84 b) Steuerrückstellungen 2.684.538,00 724

(Vorjahr: TEUR 55,602) c) andere Rückstellungen 372.369,57 3.056.907,57 340
ab) von anderen Emittenten 255.814.963,05 310.793.651,89 304.544

        darunter: beleihbar bei der 

        Deutschen Bundesbank 12.345.155,77 6. Eigenkapital

(Vorjahr: TEUR 12.407) a) Eingefordertes Kapital

310.793.651,89 Gezeichnetes Kapital 73.007.881,51 73.007.881,51 23.008

5. Immaterielle Anlagewerte b) Kapitalrücklage 2.556.713,34 2.556

a)

entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche 

Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werten 748.950,58 243 c) Gewinnrücklagen

sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten

6. Sachanlagen 244.634,16 300 ca) andere Gewinnrücklagen 61.460.756,33 59.122

7. Sonstige Vermögensgegenstände 4.561,41 104 cb)  gesetzliche Rücklagen 229.454 61.690.210,38

d) Bilanzgewinn/Bilanzverlust 4.359.626,95 141.614.432,18 2.339

Summe der Aktiva 842.928.379,50 830.566 Summe der Passiva 842.928.379,50 830.566

EUR EUR TEUR

Eventualverbindlichkeiten

a) Eventualverbindlichkeiten aus weitergegebenen abgerechneten Wechseln 0,00 0

b) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und Gewährleistungsverträgen 27.066.760,88 50.593

c) Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten 0,00 27.066.760,88 0

Andere Verpflichtungen

a) Rücknahmeverpflichtungen aus unechten Pensionsgeschäften 0,00 0

b) Plazierungs- und Übernahmeverpflichtungen 0,00 0

c) Unwiderrufliche Kreditzusagen 7.029.803,66 7.029.803,66 3.455

enthält Rundungsdifferenzen enthält Rundungsdifferenzen



Gewinn- und Verlustrechnung der KEB Hana Bank (D) Aktiengesellschaft, Frankfurt/Main Anlage 1b

für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2022

  

EUR EUR EUR Vorjahr TEUR

1. Zinserträge aus

a) Kredit- und Geldmarktgeschäften 6.570.436,79 3.682

abzügl. Negative Zinsen aus Kredit- und Geldmarktgeschäften -467.503,38 -765

b) festverzinslichen Wertpapieren und Schuldbuchforderungen 7.194.970,67 13.297.904,08 2.336

2. Zinsaufwendungen -6.180.140,70 -286

zuzügl. Negative Guthabenzinsen aus dem Passivgeschäft 454.751,27 -5.725.389,43 7.572.514,65 773

3. Provisionserträge 6.959.389,50 7.185

4. Provisionsaufwendungen -228.944,79 6.730.444,71 -240

5. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen

a) Personalaufwand

aa) Löhne und Gehälter -2.485.436,08 -2.581

bb) Soziale Abgaben  und Aufwendungen für Altersversorgung und für 

Unterstützung -371.713,14 -2.857.149,22 -347

darunter: für Altersversorgung  56.049,51 (Vorjahr : 53 TEUR)

b) andere Verwaltungsaufwendungen -3.803.256,12 -6.660.405,34 -2.685

6. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen -148.442,86 -39

7. Sonstige betriebliche Erträge 778.430,83 138

8. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf Forderungen und bestimmte Wertpapiere 

sowie Zuführungen zu Rückstellungen im Kreditgeschäft -59.834,17 -84

9. Erträge aus Zuschreibungen zu Forderungen und bestimmten Wertpapieren sowie aus der

Auflösung von Rückstellungen im Kreditgeschäft 35.402,55 -

10. Erträge aus Zuschreibungen zu Beteiligungen, Anteilen an verbundenen Unternehmen

und wie Anlagevermögen behandelten Wertpapiere 0,00 0

11. Sonstige betriebliche Aufwendungen 0,00 -35

12. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 8.248.110,37 7.053

13. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -3.659.029,37 -2.375

14. Sonstige Steuern 0,00 -1

15. Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag 4.589.081,00 4.677

16. Einstellungen in Gewinnrücklagen

a) in andere Gewinnrücklagen -2.339

b) in gesetzlichen Rücklagen -229.454,05 -229.454,05

17. Bilanzgewinn/Bilanzverlust 4.359.626,95 2.339



  Anlage 1c 

1 

 

Anhang 

zum Jahresabschluss 2022 

der 

KEB Hana Bank (D) AG 

 

 

1.  Allgemeines 

 

Die KEB Hana Bank (D) AG, im Folgenden auch mit „die Bank“ oder „die Gesellschaft“ bezeichnet, wurde 

mit Vertrag vom 29. Juli 1992 gegründet und nahm den Geschäftsbetrieb am 22. Dezember 1992 auf. 

Die Gesellschaft ist in das Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter dem Aktenzeichen 

HRB 36083 mit Sitz in Frankfurt am Main eingetragen. 

Die Bank ist nicht börsennotiert und eine hundertprozentige Tochter der KEB Hana Bank, Seoul, Korea. 

Letztere ist ebenfalls nicht börsennotiert und seit 2013 zu 100 % im Eigentum der Hana Financial Group 

Inc., Seoul, Korea, die ihrerseits börsennotiert ist. 

 

2.  Angaben zum Jahresabschluss 

 

Die Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung der Bank wurden nach den Vorschriften des Handelsge-

setzbuches (HGB) und der Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute und Finanzdienst-

leistungsinstitute (RechKredV) aufgestellt. Gleichzeitig erfüllt der Jahresabschluss die Anforderungen 

des Aktiengesetzes (AktG).  

 

Rechnungslegungs- und Bewertungsgrundsätze 

 

Die Barreserve ist zum Nennwert bilanziert. 

 

Die Forderungen an Kreditinstitute und Forderungen an Kunden werden zum Nennwert zuzüglich abge-

grenzter Zinsen, abzüglich etwaiger Wertberichtigungen bilanziert.  

 

Zur Abdeckung latenter und akuter Ausfallrisiken im Kreditgeschäft werden Pauschalwertberichtigun-

gen und Einzelwertberichtigungen gebildet. Darüber hinaus bestehen Vorsorgereserven nach § 340f 

HGB. 
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Der Posten Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere beinhaltet ausschließlich 

Wertpapierbestände des Anlagevermögens. Die Wertpapiere des Anlagevermögens werden gem. dem 

gemilderten Niederstwertprinzip bewertet.  

Die Sachanlagen und immateriellen Anlagewerte werden mit den Anschaffungskosten abzüglich plan-

mäßiger linearer Abschreibungen entsprechend der voraussichtlichen Nutzungsdauer, die sich an den 

steuerlichen Vorschriften orientiert, bilanziert. Bei voraussichtlich dauerhaften Wertminderungen wer-

den außerplanmäßige Abschreibungen vorgenommen. Anlagegüter, die steuerrechtlich als geringwer-

tige Wirtschaftsgüter klassifiziert sind, werden im Jahr des Zugangs voll abgeschrieben. 

Die Bewertung der Sonstigen Vermögensgegenstände erfolgt zu Nennwerten bzw. unter Beachtung des 

strengen Niederstwertprinzips zum beizulegenden Wert. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten, Verbindlichkeiten gegenüber Kunden und die Sonsti-

gen Verbindlichkeiten werden zum Erfüllungsbetrag zuzüglich abgegrenzter Zinsen bilanziert.  

Rückstellungen werden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfül-

lungsbetrages für ungewisse Verbindlichkeiten sowie für latente Ausfallrisiken aus Eventualforderungen 

gebildet. 

Die Bilanzierung des gezeichneten Kapitals erfolgt zum Nennbetrag. 

Die Währungsumrechnung erfolgt gem. § 340h HGB in Verbindung mit § 256a HGB. Auf fremde Währung 

lautende Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten wurden mit den EZB-Referenzkursen zum Bi-

lanzstichtag umgerechnet. Fremdwährungstransaktionen wurden zum Zeitpunkt des Geschäftsvorfalls 

mit den Stichtagskursen abgerechnet. 

Die Kassabeiträge werden stichtagsbezogen ermittelt und ebenfalls in den sonstigen Vermögensgegen-

ständen und Verbindlichkeiten ausgewiesen. Die ergebniswirksamen Beiträge werden im sonstigen Er-

gebnis gezeigt. 

In der Position Passive Rechnungsabgrenzungsposten (PRAP) sind nur Zinsen und Gebühren, die für 

künftige Rechnungsperioden vereinnahmt wurden, enthalten. 

Aufwendungen und Erträge werden periodengerecht abgegrenzt.
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Es ergab sich keine Notwendigkeit, eine Drohverlustrückstellung für einen Verpflichtungsüberschuss aus 

dem Geschäft mit zinsbezogenen Finanzinstrumenten im Bankbuch zu bilden. 

1. Das Verfahren zur verlustfreien Bewertung des Bankbuchs stellt sich wie folgt dar: 

• Bewertungsobjekt ist das Bankbuch, das alle bilanziellen und außerbilanziellen zinsbe-

zogenen Finanzinstrumente außerhalb des Handelsbestands (einschließlich der Wertpa-

piere) umfasst. Die Abgrenzung der zinsbezogenen Finanzinstrumente des Bankbuchs 

erfolgt auf Basis des Zinsbuchs der Bank. 

• Zur Bestimmung, ob eine Drohverlustrückstellung nach § 340a i. V. m. § 249 Abs.1 Satz 

1 Alt.2 HGB gebildet werden muss, verwenden wir einen GuV-orientierten Ansatz. 

 

2. Hierbei haben wir zu den in IDW RS BFA 3 niedergelegten Einzelfragen folgende Entscheidungen 

getroffen: 

• Einbeziehung von Risikokosten: Es waren keine Risikokosten einzubeziehen, da bereits eine 

ausreichende Pauschalwertberichtigung gebildet wurde. 

• Einbeziehung von Verwaltungsaufwendungen: Die Berücksichtigung von Verwaltungsauf-

wendungen erfolgt durch einen pauschalen Ansatz. Dieser bezieht sich auf den Anteil der 

Zinserträge in Relation zu den Gesamterträgen. 

• Berücksichtigung der Refinanzierungswirkung des Eigenkapitals: Das Eigenkapital wird in die 

Berechnung nicht einbezogen. 

• Auf eine Diskontierung der Zahlungsströme wurde verzichtet, da die Restlaufzeiten grund-

sätzlich zwölf Monate nicht übersteigen. 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden haben sich gegenüber dem Vorjahr nicht verändert. 

 

Erläuterung zur Bilanz 

In dem Posten „Forderungen an Kreditinstitute“ (Aktivposten Nr. 2) sind unverbriefte Forderungen an 

verbundene Unternehmen in Höhe von 1.243 TEUR (Vorjahr 1.598 TEUR) und im Posten „Verbindlich-

keiten gegenüber Kreditinstituten“ (Passivposten Nr. 1) sind unverbriefte Verbindlichkeiten gegenüber 

verbundenen Unternehmen in Höhe von 235.590 TEUR (Vorjahr 285.129 TEUR) jeweils ohne Zinsab-

grenzung enthalten. 
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Aufgliederung der Bilanzposten nach Restlaufzeiten zum 31. Dezember 2022 

Forderung an Kreditinstitute 31.12.2022   31.12.2021  
 TEUR  TEUR 

täglich fällig 3.274  1.878 
bis 3 Monate 0  11.847 
mehr als drei Monate bis ein Jahr 0  74 
mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 7.500  7.058 
mehr als fünf Jahre 10.214  12.072 
Zinsabgrenzung 94  45 

PWB  0 
 

 0 
 

 21.082  32.974 

 

Forderung an Kunden 31.12.2022   31.12.2021   
 TEUR  TEUR  

täglich fällig 19.327  14.581 
bis 3 Monate 13.170  31.486  
mehr als drei Monate bis ein Jahr 108.167  77.164 
mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 169.086  185.142 
mehr als fünf Jahre 13.379  2.106 
EWB -  - 
PWB -2.024  -2.062 
§340f HGB -49  -50 
Zinsabgrenzung 970  401 
Sonstige 174  134 

 322.200  309.902 
 

 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
 31.12.2022  31.12.2021  
 TEUR TEUR 

täglich fällig 65.055 67.004 
bis 3 Monate 50.002 54.998 
mehr als drei Monate bis ein Jahr 56.254 176.491 
mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 84.380 0 
mehr als fünf Jahre 0 0 
Zinsabgrenzung 832 0 
   

 256.523 298.493 
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Andere Verbindlichkeiten gegenüber Kunden mit vereinbarter Laufzeit oder Kündi-
gungsfrist 
 
 31.12.2022  31.12.2021  
 TEUR TEUR 

bis 3 Monate 387 60.619 
mehr als drei Monate bis ein Jahr 2.041 137.834 
mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 185.576 60.000 
mehr als fünf Jahre 0 22 
Zinsabgrenzung 741 1 
   

 188.745 258.476 

 

Täglich fällige Verbindlichkeiten gegenüber Kunden bestehen in Höhe von 252.791 TEUR (Vorjahr 185.299 

TEUR).  

 

Der Gesamtbetrag aller auf Fremdwährung lautenden Aktiva und Passiva und aller Eventualverbindlichkei-

ten gliedert sich wie folgt: 

 31.12.2022  31.12.2021  
 TEUR TEUR 

Gesamtbetrag Vermögensgegenstände 223.576 270.248 
Gesamtbetrag Schulden 218.267 264.863 
Gesamtbetrag Eventualverbindlichkeiten 0 8.361 

 

Der Bestand an börsenfähigen und börsennotierten Schuldverschreibungen und anderen festverzinsli-

chen Wertpapieren beträgt nominal 66.665 TEUR (Vorjahr 67.369 TEUR). Bei den weiteren im Bestand 

befindlichen Wertpapieren handelt es sich um nicht börsennotierte, jedoch börsenfähige Unterneh-

mensanleihen mit variablem Zinssatz, sog. Floating Rate Notes in USD in Höhe von nominal 169.400 

TUSD (Vorjahr 238.000 TUSD) und in EUR in Höhe von 52.000 TEUR (Vorjahr 52.000 TEUR). Des Weite-

ren handelt es sich um nicht börsennotierte, jedoch börsenfähige Unternehmensanleihen mit fixem 

Zinssatz, sog. Fixed Rate Notes in USD in Höhe von nominal 33.800 TUSD (Vorjahr 33.800 TUSD). 

In 2023 fällige Wertpapiere sind mit einem Buchwert in Höhe von 89.253 TEUR (Vorjahr 63.526 TEUR) 

vorhanden.  

Der Posten Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere beinhaltet Schuldver-

schreibungen mit einem Buchwert von 56.396 TEUR (Vorjahr 57.048 TEUR), die über ihrem beizulegen-

den Zeitwert von TEUR 50.239 (Vorjahr TEUR 56.686) ausgewiesen werden. Eine Abschreibung auf den 

niedrigeren beizulegenden Zeitwert ist unterblieben, da von einer nicht dauerhaften Wertminderung 

ausgegangen wird. Es besteht jeweils die Absicht, die Wertpapiere bis zur Endfälligkeit zu halten.   
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Anlagevermögen 

(Angaben in TEUR)                

 Anschaffungs-

kosten 

1.1.2022 

Zugänge 

 

Umbu-

chun-

gen 

Wäh-

rungs-

kursän-

derung 

Abgänge Abschreibungen 

 

 

Restbuchwert Restbuchwert 

  

 

 

 

  

 

 K
u

m
u

lie
rt 

3
1

.1
2

.2
0

2
2

 

G
esch

äftsjah
r 

31. 12. 2022 

 

31. 12. 2021 

 

Immate-

rielle An-

lage-

werte 

Software 

 

249 

741  

0 

 

0 

 

142 

 

99 

 

93 

 

749 

 

243 

Ge-

schäfts-

ausstat-

tung  

 

589 

 

0 

 

0 

 

0 

 

0 

 

344 

 

56 

 

245 

 

300 

Wertpa-

piere des 

Anlage-

vermö-

gens 

 

359.159 

 

3.187 

 

 

0 

 

15.019 

 

 

67.504 

 

 

1.645 

 

684 

 

309.177 

 

 

 

359.159 

 

 

 

Gesamt-

summe         

359.997  

                 

3.944  

                    

-    

                    

15.019    

             

67.646  

                 

2105  

                 

849      310.170  

 

 

359.702 

Eventualverbindlichkeiten und andere Verpflichtungen vor Abzug der Deckungsguthaben und vor Absetzung 

von Rückstellungen auf Rückgriffforderungen: 

(Angaben in TEUR)       

31. 12. 2022 31. 12. 2021  

0 3.061 aus Akkreditiven für Kunden 

5.864 10.932 aus Bürgschaften für Kunden 

21.203 36.600 aus Bürgschaften für Kreditinstitute 

===== =====  

27.067  50.593  
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Deckungsguthaben für Bürgschaften und Garantien bestanden zum Bilanzstichtag in Höhe von 1.877 

TEUR (Vorjahr 2.070 TEUR), Rückstellungen für Eventualverbindlichkeiten bestanden i.H.v. 13 TEUR 

(Vorjahr 10 TEUR). Ferner bestanden Sicherheitsleistungen für Kontokorrentkredite i.H.v. insgesamt 

19.304 TEUR (Vorjahr 14.555 TEUR). 

Bei den Eventualverbindlichkeiten handelt es sich hauptsächlich um Leistungsgarantien aus dem Im- und 

Exportgeschäft (im Auftrage und für Rechnung von Auslandsbanken), Erfüllungsgarantien sowie Zah-

lungsgarantien, Gewährleistungsgarantien und eine Zollbürgschaft für namhafte Unternehmen.  

Nach unserer Einschätzung ist mit keiner wesentlichen Inanspruchnahme zu rechnen. 

Die anderen Verpflichtungen betreffen unwiderrufliche Kreditzusagen in Höhe von 7.030 TEUR (Vorjahr 

3.455 TEUR) mit deren Inanspruchnahme gerechnet wird.  

 

Die Zinserträge entfallen prozentual auf folgende geografische Regionen: 

2022 2021  

3 27 Asien 

10 27 Deutschland 

87 44 Europa 

0 2 Sonstige 

 

Der für Deutschland ausgewiesene Anteil beinhaltet negative Zinsen, die aus dem über dem Mindestre-

serve-Soll hinausgehend gehaltenen Guthaben bei der Deutschen Bundesbank resultieren.  

Die Provisionserträge entfallen prozentual auf folgende geografische Regionen: 

2022 2021                      

5 9 Asien  

67 75 Deutschland  

28 14 Europa  

0 2 Sonstige  

 

Das Währungsergebnis in Höhe von 710TEUR wird unter den sonstigen betrieblichen Erträge ausgewie-

sen (Vorjahr 38 TEUR sonstige betriebliche Erträge). 

 

Wir werden der Hauptversammlung vorschlagen zu beschließen, dass der Bilanzgewinn des Jahres 2022 

wie im Vorjahr vollständig in die anderen Gewinnrücklagen eingestellt wird.  

 



  Anlage 1c 

8 

 

Die sonstigen finanziellen Verpflichtungen setzen sich wie folgt zusammen: 

(Angaben in TEUR)                       

   2022  2023   2024  2025 

Miete  193  198  198  204    

Nebenkosten 54  54  54  54     

Die Miete erhöht sich jeweils am 01.01. eines jedes zweiten Jahres, erstmalig am 01.01.2023 um 3 % der 

jeweils zuletzt geschuldeten Miete. 

 

Bestand der noch nicht abgewickelten Devisentermingeschäfte zum 31.12.2022 

Fällig-
keit Währung Nominalbetrag 

Beizulegender Zeitwert 
in EUR 

2023 USD 21.853.051,34 188.467,47 

2023 EUR 5.376.869,49 11.346,61 

 

Alle Geschäfte dieser Kategorie unterliegen dem Erfüllungs- sowie dem Fremdwährungsrisiko. Die Geschäfte 

sind dem Bankbuch zugeordnet. 

Die Berechnung des beizulegenden Zeitwertes basiert auf den zukünftigen Zahlungsflüssen und einem markt-

gerechten Zinssatz für die jeweilige Periode, mit dem diese Zahlungsflüsse abdiskontiert werden. 

Zum Bilanzstichtag beträgt das Nominalvolumen der in die besondere Deckung einbezogenen Devisenter-

mingeschäfte 26 Mio. EUR (Vorjahr: 5 Mio. EUR). 

Des Weiteren besteht zum 31. Dezember 2022 ein Zinsswap mit der KEB Hana Bank, Seoul, Korea in Höhe 

von EUR 15 Mio. 

 

3.  Sonstige Angaben       

Die Gesellschaft beschäftigte im Geschäftsjahr 2022 im Durchschnitt 29,25 Mitarbeiter (Vorjahr 27 Mitarbei-

ter). Davon waren 4 Mitarbeiter (Vorjahr 4 Mitarbeiter) aus der Muttergesellschaft entsandt. 

Das von dem Abschlussprüfer berechnete Gesamthonorar belief sich in 2022 auf 147 TEUR zuzüglich MwSt. 

(Vorjahr 123 TEUR) und setzt sich wie folgt zusammen: Abschlussprüfungsleistung 147 TEUR (Vorjahr 123 

TEUR) und Steuerberatungsleistungen 0 TEUR (Vorjahr 0 TEUR). Andere Bestätigungsleistungen wurden un-

verändert zum Vorjahr nicht erbracht. Die Abschlussprüfungsleistungen betreffen im Geschäftsjahr 2022 aus-

schließlich die Prüfung des handelsrechtlichen Jahresabschlusses.  

Gemäß § 152 Abs. 2 AktG wurden EUR 253,93 in die Kapitalrücklage eingestellt. 
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Vorstand 

 

Der Vorstand setzte sich im Geschäftsjahr wie folgt zusammen: 

 

Seagull Kim, (Vorstandsvorsitzender), Banker, (bis 10.02.2023)Tae Han Kim, (Vorstandsvorsit-

zender), Banker, (ab 10.02.2023) 

Dr. Franz Siener-Kirsch, Banker, (bis 31.10.2022) 

Alexander Frey, Banker, (ab 01.11.2022) 

 

  

Auf die Angabe der Vorstandsbezüge wurde nach § 286 Abs. 4 HGB verzichtet. 

 

Aufsichtsrat 

 

Der Aufsichtsrat setzte sich im Geschäftsjahr wie folgt zusammen: 

 

Herr Ki Jin Lee, Seoul, Banker, KEB Hana Bank, Seoul, Vorsitzender des Aufsichtsrats,   

Herr Hong Bae Moon, Seoul, Banker, KEB Hana Bank, Seoul (stellvertretender Vorsitzender 

des Aufsichtsrats (bis 16.03.2022), 

Herr Chamg Wook Pae, Seoul, Banker, KEB Hana Bank, Seoul, stellvertretender Vorsitzender 

des Aufsichtsrats (ab 16.03.2022),    

Herr Kum Hoe Huh, Frankfurt am Main, Bankkaufmann, Schwalbach / Ts., Arbeitnehmerver-

treter (bis 27.04.2022), 

Frau Soo-Yeon Hong, Frankfurt am Main, Banker, Arbeitnehmervertreterin (ab 27.04.2022). 

  

Der Aufsichtsrat erhält für seine Tätigkeit wie in den Vorjahren keine Vergütungen. 

 

Organkredite 

 

An Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates bestanden am Bilanzstichtag unverändert zum Vorjahr 

keine Kreditlinien oder Kredite. 

 

































































 

  

Auftragsbedingungen, Haftung und Verwendungsvorbehalt 

Wir, die Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, haben unsere Prüfung der 

vorliegenden Rechnungslegung im Auftrag der Gesellschaft vorgenommen. Neben der 

gesetzlichen Funktion der Offenlegung (§ 325 HGB) in den Fällen gesetzlicher 

Abschlussprüfungen richtet sich der Bestätigungsvermerk ausschließlich an die Gesellschaft 

und wurde zu deren interner Verwendung erteilt, ohne dass er weiteren Zwecken Dritter oder 

diesen als Entscheidungsgrundlage dienen soll. Das in dem Bestätigungsvermerk 

zusammengefasste Ergebnis von freiwilligen Abschlussprüfungen ist somit nicht dazu 

bestimmt, Grundlage von Entscheidungen Dritter zu sein, und nicht für andere als 

bestimmungsgemäße Zwecke zu verwenden. 

Unserer Tätigkeit liegt unser Auftragsbestätigungsschreiben zur Prüfung der vorliegenden 

Rechnungslegung einschließlich der "Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer 

und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften" in der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 

herausgegebenen Fassung vom 1. Januar 2017 zugrunde. 

Klarstellend weisen wir darauf hin, dass wir Dritten gegenüber keine Verantwortung, Haftung 

oder anderweitige Pflichten übernehmen, es sei denn, dass wir mit dem Dritten eine anders 

lautende schriftliche Vereinbarung geschlossen hätten oder ein solcher Haftungsausschluss 

unwirksam wäre. 

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass wir keine Aktualisierung des Bestätigungsvermerks 

hinsichtlich nach seiner Erteilung eintretender Ereignisse oder Umstände vornehmen, sofern 

hierzu keine rechtliche Verpflichtung besteht.  

Wer auch immer das in vorstehendem Bestätigungsvermerk zusammengefasste Ergebnis 

unserer Tätigkeit zur Kenntnis nimmt, hat eigenverantwortlich zu entscheiden, ob und in 

welcher Form er dieses Ergebnis für seine Zwecke nützlich und tauglich erachtet und durch 

eigene Untersuchungshandlungen erweitert, verifiziert oder aktualisiert.  



Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden.
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit,
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu
machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer,
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.
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